
«Mehr Sukkurs für François Hollande»
BERLIN. Liberale und Sozialdemokraten sind in den Niederlanden 
zum Konsens gezwungen, sagt der Politologe Tobias Etzold. Er wertet 
das unerwartete Wahlergebnis als ein Votum für politische Stabilität.

INTERVIEW: PETER GRANWEHR

Wie interpretieren Sie das ungewöhnli-

che Wahlresultat in den Niederlanden?

Tobias Etzold*: Es scheint, dass man 
sich für ein Ende der politischen Expe-
rimente entschieden hat. In den letzten 
Jahren hat das Land alle möglichen Ko-
alitionen erlebt, zuletzt sogar eine Min-
derheitsregierung, die auf die rechts-
populistische Partei für die Freiheit 
(PVV) von Geert Wilders als Mehr-
heitsbeschafferin angewiesen war. Jetzt 
hat man sich auf die traditionellen Wer-
te besonnen: ein Votum für politische 
Stabilität und für die politische Mitte, 
die deutlich gestärkt wurde.

Wieweit hat dabei die Schuldenkrise in 

Europa eine Rolle gespielt?

Wirtschaftlich spüren die Niederlande 
die Folgen der Schuldenkrise und sind 
als Nettozahler wie Deutschland direkt 
betroffen. Deshalb war im Wahlkampf 
eine Frage zentral: Wie soll sich die Re-
gierung in diesem Kontext verhalten? 
Wilders und auf der linken Seite die So-
zialisten (SP) versuchten, mit europa-
feindlichen Kam pa gnen zum Erfolg zu 
kommen. Die eta blier ten Parteien hiel-
ten dagegen und betonten, wie wichtig 
die EU für das exportorientierte Land 
ist. Ihr Bekenntnis zu Europa und ihre 
Bereitschaft, ihren Beitrag zur Bewälti-
gung der Schuldenkrise zu leisten – 
aber nicht um jeden Preis –, hat die 
Wählerschaft überzeugt, während ihr 
Forderungen wie die nach einem Aus-
tritt aus der EU zu radikal waren.

Erstmals seit Langem verfügen zwei 

Parteien zusammen über die absolute 

Mehrheit im Parlament. Gibt das eine 

Koalition, die endlich wieder einmal 

vier Jahre lang durchregieren kann?

Die Voraussetzungen dafür sind im 
Vergleich zu früheren Jahren sicher 
gut, auch wenn sich die Liberalen 
(VVD) unter dem bisherigen Premier 
Mark Rutte und Diederik Samsoms So-
zialdemokraten (PvdA) als Koalitions-
partner erst noch inden müssen. Man 
darf mit harten Verhandlungen rech-
nen, weil es bei vielen Themen, insbe-
sondere in sozialen Fragen, klare 
Unterschiede gibt und es daher ohne 
Kompromisse nicht gehen wird.

Wo liegen die zentralen Unterschiede?

Primär bei den Rezepten gegen Wirt-
schaftsschwäche und Arbeitslosigkeit: 
Die VVD wollte bisher einen strikten 
Sparkurs: höhere Steuern für alle, hö-
heres Rentenalter und das Einfrieren 
der Gehälter im öffentlichen Dienst. 
Die PvdA will zwar auch sparen, aber 
gleichzeitig der Wirtschaft Wachstums-
impulse verleihen und höhere Steuern 
nur für Reiche und Unternehmen ein-
führen. Vereinfacht gesagt, spiegelt sich 
darin der Gegensatz zwischen Angela 
Merkel und François Hollande.

Die Niederlande praktizierten von 

aussen betrachtet lange ein Modell von 

Konsens und Toleranz, das mit dem 

Aufstieg der Rechtspopulisten unter 

Pim Fortuyn und dann Wilders in Fra-

ge gestellt wurde. Erleben wir jetzt eine 

Rückbesinnung auf 

dieses Modell?

Zunächst: Es gab 
schon in den 1990er-
Jahren Tendenzen, 
die dieses Modell in 
Frage stellten. So 
verschärften die 
Niederlande als 
einer der ersten 
Staaten in Europa 
1994 ihr Asylgesetz 
massiv. Aber jetzt scheinen populisti-
sche Strömungen deutlich an Zustim-
mung verloren zu haben, während die 
grossen Parteien gestärkt wurden. Die 
Suche nach Konsens scheint damit wie-

der einfacher zu werden. Allerdings 
werden die populistischen Meinungen 
nicht gänzlich verschwinden. 

Nicht gestärkt wur-

den die Christde-

mokraten (CDA), 

die im traditionel-

len Dreieck von 

Liberalen, Sozia-

listen und Katholi-

ken geradezu ab-

fallen. Warum?

Die CDA ist wie 
2010 erneut massiv 
eingebrochen, 

nachdem sie ab 2002 acht Jahre lang 
den Premier gestellt hatte. Die Gründe 
sind unklar. Vielleicht hatte sie als klei-
ner Koalitionspartner der VVD Mühe, 
ihren Platz im Parteienspektrum zu in-

den und sich Gehör zu verschaffen,  
und wurde deshalb aufgerieben. In Dä-
nemark hat sich interessanterweise 
2011 ein ähnlicher Vorgang abgespielt.

Was bedeutet das Ergebnis für die EU?

In seiner Deutlichkeit hat es in Brüssel 
positiv überrascht. Dass die Populisten 
verloren, dürfte mit Erleichterung re-
gistriert worden sein. Was die Position 
der Niederlande in der EU betrifft, so 
darf man sich auf eine in Nuancen neue 
Politik gefasst machen: Merkels purer 
Sparkurs dürfte vermehrt hinterfragt 
werden, während Frankreich mehr 
Sukkurs erhalten könnte, wenn es um 
die Ankurbelung der Wirtschaft geht.
*Dr. Tobias Etzold gehört als Politologe zur 
Forschungsgruppe EU-Integration der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) in Berlin, Schwer-
punkt Nordeuropa, und lebte, ar bei te te und stu-
dierte in den 1990er-Jahren in den Niederlanden.

Wohl bald Koalitionspartner: der liberale Ministerpräsident Mark Rutte (links) und der Sozialdemokrat Diederik Samsom. Bild: key

Zwei Parteien mit 
Abstand vorne

DEN HAAG. Der Rechtsliberale 
Mark Rutte bleibt Ministerpräsi-
dent der Niederlande. Seine Partei 
VVD gewann die vorgezogenen 
Parlamentswahlen. Nach dem vor-
läuigen Endergebnis erreichte die 
VVD 41 (+10) der 150 Mandate der 
Zweiten Kammer des Parlaments. 
Die sozialdemokratische Partei 
(PvdA) mit Spitzenkandidat Die-
derik Samsom gewann neun Sitze 
dazu und kam auf 39 Mandate. 
Eine Koalition der beiden Parteien 
scheint nun unausweichlich.

Den euroskeptischen Parteien 
erteilten die Wähler eine Absage: 
Die Partei für die Freiheit (PVV) 
des Rechtspopulisten Geert 
Wilders, der im Wahlkampf den 
Austritt der Niederlande aus der 
Europäischen Union und dem 
Euro gefordert hatte, sackte von 24 
auf 15 Sitze ab. Die ebenfalls euro-
pakritische Sozialistische Partei 
(SP) blieb stabil mit 15 Mandaten.

Eine historische Niederlage er-
litten die Christdemokraten, bis-
her Partner in der Minderheitsko-
alition. Sie erhielten noch 13 Man-
date, acht weniger als bei den Wah-
len 2010. Die linksliberale Partei 
D66 gewann zwei Sitze hinzu und 
kam auf 12. Die übrigen fünf Par-
teien folgten mit grossem Abstand. 
Die Grünen verloren sieben ihrer 
bisher zehn Mandate. (sda)

«Merkels purer 
Sparkurs dürfte 

vermehrt  
hinterfragt 

werden»
Tobias Etzold, SWP Berlin

EU-Parlament fordert Schutzgebiete
DAMASKUS. Das EU-Parlament 
will, dass die syrischen Flüchtlinge 
stärker unterstützt werden.  
Der Syrien-Sonderbeauftragte 
Lakhdar Brahimi ist unterdessen 
in Damaskus eingetroffen.

Bei seinem ersten Besuch in Syrien 
versucht Lakhdar Brahimi die diplo-
matischen Bemühungen für ein Ende 
des Blutvergiessens wieder in Gang zu 
bringen. Nach Angaben seines Spre-
chers führt der Syrien-Gesandte der 
Vereinten Nationen und der Arabi-
schen Liga Gespräche mit Vertretern 
der Regierung und der Opposition. Er 
hoffe, in den kommenden Tagen und 
Wochen zur Beendigung der Gewalt 
beitragen zu können, sagte Brahimi bei 
seiner Ankunft in Damaskus. Der 
Sondergesandte hatte bereits im Vor-
feld vor zu hohen Erwartungen ge-
warnt und seine Mission, zwischen den 
Parteien zu vermitteln und ein Ende 
der Gewalt zu erreichen, als fast un-
möglich bezeichnet.

Brahimis Vorgänger, der ehemalige 
Uno-Generalsekretär Koi Annan, hat-

te einen Sechs-Punkte-Plan zur Beile-
gung des Konlikts ausgearbeitet, dann 
aber angesichts der völlig verhärteten 
Fronten in Syrien und der eskalieren-
den Gewalt aufgegeben. Ausserdem 
beklagte Annan mangelnde Unterstüt-
zung seitens des Weltsicherheitsrats.

Mehr Hilfe für Nachbarländer

Die Abgeordneten des Europaparla-
ments in Brüssel forderten die interna-
tionale Gemeinschaft gestern auf, die 
Nachbarländer Syriens – vor allem die 
Türkei, Jordanien und den Libanon – 
bei der Betreuung der syrischen 
Flüchtlinge mehr als bisher zu unter-
stützen. Entsprechend den Forderun-
gen syrischer Oppositionsgruppen und 
der türkischen Regierung sollten ent-
lang der türkisch-syrischen Grenze 
und auch innerhalb Syriens Schutzge-
biete eingerichtet werden. Die EU-
Länder sollten mit Blick auf den mög-
lichen Zustrom von Flüchtlingen «an-
gemessene, verantwortungsbewusste 
Massnahmen ergreifen», hiess es 
ausserdem in einem Beschluss, den die 
Parlamentarier verabschiedeten.

Einen gemeinsame Aufforderung 
zum Machtverzicht äusserten EU-Kom-

missions-Chef Barroso und der ägypti-
sche Präsident Mursi gestern nach 
einem Treffen in Brüssel. «Ein Präsi-
dent, der sein eigenes Volk umbringt, 
hat es nicht länger verdient, Präsident 
zu bleiben», sagte Barroso. Auch Mursi 
wiederholte seine Forderung nach 
einem Rücktritt des syrischen Machtha-
bers Assad. Der ägyptische Präsident 
betonte aber: «Wir wollen uns nicht in 
die inneren Angelegenheiten Syriens 
einmischen. Wir wollen die Zivilbevöl-
kerung schützen und das Blutvergiessen 
beenden.» Die Mitglieder des von ihm 
ins Leben gerufenen «Syrien-Quar-
tetts» aus Ägypten, der Türkei, dem 
Iran und Saudi-Arabien wollten sich in 
Kürze erneut treffen, um zu prüfen, wie 
der Gewalt in Syrien ein Ende bereitet 
werden könne, sagte Mursi.

Aleppo weiterhin umkämpft

Gestern sind in Syrien nach Angaben 
der Opposition mehr als 30 Menschen 
ums Leben gekommen. Die meisten 
Opfer soll es bei Kampfhandlungen in 
der Stadt Aleppo gegeben haben. Bis-
lang sind bei den Kämpfen zwischen 
Regierungskräften und Rebellen über 
27 000 Menschen getötet worden. (sda)

Regierungschef in Libyen gewählt
TRIPOLIS. In Libyen ist Mustafa Abu 
Schagur zum neuen Ministerpräsiden-
ten gewählt worden. In der Nationalver-
sammlung erhielt der bisherige stellver-
tretende Regierungsschef in der Nacht 
auf gestern 96 der 200 Stimmen. Damit 
setzte er sich knapp gegen Mahmut 
Dschibril durch, der Libyen nach dem 
Sturz von Muammar al-Gaddai als Mi-
nisterpräsident diente und auf 94 Stim-
men kam. Abu Schagur steht den Isla-
misten nahe. Der 61-Jährige studierte 
und promovierte in den USA; dorthin 

hatte er sich als Gegner von Gaddai be-
reits in den 1980er-Jahren begeben. 
Abu Schagur, der lange Jahre an Uni-
versitäten in den USA und am Golf ge-
lehrt hat, war erst kürzlich aus dem Exil 
zurückgekehrt. Abu Schagurs Haupt-
aufgabe in Libyen wird es nun sein, für 
Sicherheit im Land zu sorgen. Er muss 
eine neue Regierung bilden, die das 
Übergangskabinett von Abdelrahim al-
Kib ablösen soll. Die neue Regierung 
soll das Land bis zur Verabschiedung 
einer Verfassung führen. (sda)

Gnade des späten Prozesses
PHNOM PENH. Die einstige «Sozial-
ministerin» des Pol-Pot-Regimes, Ieng 
Thirith, ist vom Tribunal für die Ver-
brechen der Roten Khmer aus gesund-
heitlichen Gründen freigelassen wor-
den. Die Angeklagte sei in «absehba-
rer Zeit» nicht verhandlungsfähig, teil-
te das Tribunal mit. Die 80-jährige 
Schwägerin Pol Pots leidet unter De-
menz. Während des Terrorregimes der 

maoistischen Roten Khmer zwischen 
1975 und 1979 kamen in Kambodscha 
gegen zwei Millionen Menschen durch 
Krankheit, Folter und Hinrichtungen 
ums Leben. Für die Überlebenden 
muss es wie eine grausame Ironie des 
Schicksals anmuten, dass eine Vertre-
terin dieses gnadenlosen Unrechtsre-
gimes von einem Gericht aus gesund-
heitlichen Gründen geschont wird. (phh) 
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